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getragen werden kann. Maßgeblich muß das Vertrauen der 
Bürger in die exakte Vorbereitung und Realisierung des 
Vertrags durch die Betriebe sein und dazu gehört auch eine 
richtige Preisfestlegung.

Beachtlich ist schließlich auch, daß die Anfechtung ihren 
Sinn verlieren würde, wenn der berechtigt Anfechtende zwar 
den Vertrag damit nichtig machen kann, ihm aber über wei
tere Normen der rechtspolitische Zweck dieser Anfechtungs
möglichkeit dadurch genommen wird, daß er faktisch so 
gestellt wird (hier: Zahlung der Preisdifferenz als „mate
rieller Vorteil“) wie vor der Anfechtung.

Anders erscheint mir die Situation allerdings in den 
Fällen, in denen ein Betrieb oder ein staatliches Organ Ver
tragspartner des Reiseveranstalters („Kunde“ i. S. des § 1 
Abs. 2 Buchst, b der Leistungsbedingungen des Reisebüros) 
ist. Es ist m. E. nicht begründet, Betriebe und Bürger als 
Kunden des Reiseveranstalters in allen Beziehungen gleich
zustellen. So beweisen schon die Preis- und Zahlungsbedin
gungen in § 7 der Leistungsbedingungen, daß hier gesell
schaftlich gerechtfertigte Unterschiede gemacht werden. Auch

hier gilt die allgemeine Verpflichtung des Reisebüros (vgl. § 6 
Abs. 1 Buchst, d der Leistungsbedingungen), dem' Kunden bei 
wesentlichen Veränderungen (auch Preisveränderungen) eine 
Vertragsänderung bzw. beim Rücktritt des Kunden ein 
Ersatzangebot zu unterbreiten. Sollte jedoch die oben 
erörterte Bedingung, nämlich die zu niedrige Preisberech
nung, eintreten, so ergeben sich keine Ansatzpunkte dafür, 
daß der Kunde wegen des weggefallenen materiellen Vorteils 
nicht mehr bereichert sei. Die Regel würde sein, daß zumin
dest volkseigene Betriebe, staatliche Organe und ähnliche 
Institutionen wegen ihrer einheitlichen ökonomischen Basis 
(ungeteiltes Volkseigentum) durch fehlerhafte Preisfestlegun
gen nicht „entreichert“ oder „bereichert“ sein können. Es 
erfolgt nur eine (zeitweilige) Umverteilung des den Betrieben 
zur Verwaltung übertragenen Volkseigentums. Der geplante 
Zustand kann aber nicht durch Mittel des Zivilrechts wieder
hergestellt werden. Deshalb sehen die §§ 15 und 16 der Lei
stungsbedingungen für diese Fälle die Anwendung des 
Vertragsgesetzes sowie die Zuständigkeit des Staatlichen 
Vertragsgerichts bei Streitigkeiten .vor.
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Mit der Verordnung zur Bekämpfung von Ordnungswidrig
keiten — OWVO — vom 22. März 1984 (GBl. I Nr. 14 S. 173) ist 
die Verordnung vom 16. Mai 1968 neu gefaßt worden. Dabei 
wurden die Tatbestände, die sich bisher in der Praxis bewährt 
haben, und der Aufbau der VO von 1968 beibehalten, während 
eine Reihe von Tatbeständen entsprechend der gesellschaft
lichen Weiterentwicklung geändert wurden.

Ausgehend von den Festlegungen des X. Parteitages der 
SED, die sozialistische Rechtsordnung ständig zu vervoll
kommnen und auf jede Rechtsverletzung eine angemessene 
Reaktion zu sichern, werden mit der Verordnung die recht
lichen Voraussetzungen geschaffen, um auf leichte Rechtsver
letzungen differenzierter und gesellschaftlich wirksamer zu 
reagieren. Das betrifft insbesondere leichtere Störungen der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit, wie z. B. Belästigungen 
der Bürger in der Öffentlichkeit durch Betrunkene, die nicht 
erhebliche Beschädigung von Verkehrsmitteln oder -anlagen, 
von Erholungseinrichtungen oder von anderen Werten des 
Eigentums der Bürger, unbefugtes Benutzen von Fahrzeugen 
sowie Verstöße auf dem Gebiet des Steuer-, Abgaben-, Preis- 
und Sozialversicherungsrechts. Mit Recht fordern die Bürger, 
daß die zuständigen Staatsorgane auf derartige Handlungen 
konsequent reagieren. Die neue Verordnung soll daher auch 
dazu beitragen, durch eine differenziertere Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten die staatliche Autorität auf diesem 
Gebiet zu stärken und das Vertrauensverhältnis zwischen 
Bürger und Staat weiter zu festigen.

Mit der Neufassung der OWVO wird den staatlichen Orga
nen und deren Leitern eine erhöhte Verantwortung für die 
Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit, Ordnung 
und Disziplin in ihren Zuständigkeitsbereichen übertragen. 
Erweitert und präzisiert wurden damit die rechtlichen Mög
lichkeiten, auf Rechtsverletzungen im Vorfeld der Krimina
lität nachhaltiger und flexibler zu reagieren.

Die Weiterentwicklung des Ordnungswidrigkeitsrechts 
zur Ahndung solcher Handlungen, die die öffentliche Ord
nung sowie die Rechte und Interessen der Bürger beeinträch
tigen, entspricht auch der Grundrichtung der Entwicklung des 
Ordnungswidrigkeitsrechts in den anderen sozialistischen 
Ländern.1 Dieser Ausbau der ordnungsstrafrechtlichen Ver
antwortlichkeit enthält zugleich neue Möglichkeiten der 
Erweiterung seines Anwendungsbereichs im Verhältnis zum 
Strafrecht und trägt so zur Gewährleistung des Prinzips der 
Unabwendbarkeit der Verantwortlichkeit bei.1 2

Stellung der OWVO im Ordnungswidrigkeitsrecht der DDR

Grundlage der OWVO ist das Gesetz zur Bekämpfung von 
Ordnungswidrigkeiten (OWG), das als Rahmengesetz für die

rechtliche Beurteilung von Ordnungswidrigkeiten sowie für 
die Aufgaben und Arbeitsweise der jeweils zuständigen staat
lichen Organe e i n h e i t l i c h e  Maßstäbe setzt. Es be
stimmt die Kriterien für die Einschätzung einer Handlung als 
Ordnungswidrigkeit, die Voraussetzungen für die Anwen
dung und die Art der Ordnungsstrafmaßnahmen, die Verjäh
rung und die Verfahrensdurchführung.3 Weiterhin enthält 
das OWG Bestimmungen über die allgemeinen Voraussetzun
gen für die Übergabe an ein gesellschaftliches Gericht, die 
Rechtsmittel, die Auslagen des Verfahrens sowie die Durch
setzung der Entscheidungen.

Nach § 4 Abs. 2 OWG haben die staatlichen Organe durch 
ständige Überprüfung zu sichern, daß die ihren Verantwor
tungsbereich betreffenden Ordnungsstrafbestimmungen den 
gesellschaftlichen Erfordernissen entsprechen, und zu ver
anlassen, daß diese Bestimmungen geändert oder aufgehoben 
werden, wenn sie zum Schutz und zur Weiterentwicklung der 
sozialistischen Gesellschaftsverhältnisse nicht mehr wirksam 
beitragen. Auf der Grundlage des OWG wurden daher seit 
1968 über 200 Ordnungsstrafbestimmungen in Gesetzen, Ver
ordnungen, Anordnungen und anderen Rechtsvorschriften 
erlassen und teilweise bereits wiederholt geändert bzw. neu 
gefaßt. Das erfordert entsprechend den Festlegungen in § 43 
Abs. 3 OWG, in nächster Zeit erneut einen Überblick über 
die geltenden Ordnungsstrafbestimmungen in Form einer 
Bekanntmachung im Gesetzblatt der DDR zu geben.

Die Festlegungen des OWG sind auch gemäß § 28 Abs. 1 
OWVO die Grundlage für die Durchführung des Ordnungs
strafverfahrens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaß
nahmen.

Im Verhältnis zu den anderen Rechtsvorschriften mit Ord- 
nungswidrigkeitstatbeständen nimmt die OWVO eine Son
derstellung ein, da sie ausschließlich Ordnungsstrafbestim
mungen enthält, deren Anwendungsbereich sich nicht unmit
telbar aus speziellen Rechtsvorschriften ergibt bzw. über den 
Regelungsbereich einzelner Rechtsvorschriften hinausgeht. 
Die Ordnungsstraftatbestände haben einen gewissen allge
meinverbindlichen Charakter und stehen häufig zu vergleich
baren Strafbestimmungen in enger Beziehung. Die OWVO 
enthält nunmehr zwei Grundsatzbestimmungen (§§ 17 und 28) 
und 26 Tatbestände, die in folgenden drei Abschnitten 
geregelt sind:

I. Verstöße gegen die' staatliche Ordnung,
II. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung und Sicherheit,

III. Verstöße gegen wirtschaftsleitende Maßnahmen.
Es bestehen damit wesentliche rechtliche Voraussetzungen, 

um auf alle Verstöße in bedeutsamen Bereichen des gesell
schaftlichen Lebens zur wirksameren Durchsetzung Staat-
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